
Nukleare Ver− und
Entsorgung

 statusbericht zur

Erfüllung
des

Zehn−Punkte−Plans

−
Maßnahmen

gegen

Kontaminationsüberschreitungen
sind

festgelegt−
−RS III 2− Nach der Aussetzung

der Transporte von abgebrannten
Brennelementen und verglasten ra−
dioaktiven Abfällen wegen erhebli−
cher Grenzwertüberschreitungen
und mangelhafter Informationswei−
tergabe an die Behörden hatte das
Bundesumweltministerium am 25.
Mai 1998 einen Zehn−Punkte−Plan

rgelegt. Die Erfüllung der im
Plan enthaltenen Forderungen soll
bei zukünftigen Transporten ge−
währleisten, dass ein erneutes Auf−
treten von Kontaminationen dieser
Art bei den für diese Transporte be−
nutzten Behältern während der ge−
samten Transportdauer mit hinrei−
chender Sicherheit verhindert wird
und in jedem Fall die Benachrichti−
gung der zuständigen Behörden er−
folgt, wenn Überschreitungen von

Kontaminationsgrenzwerten wider
Erwarten dennoch auftreten.

Zusätzlich hat das Bundesum−
weltministerium in Abstimmung
mit den zuständigen Behörden von

©:
und Ländern einen Kriterien−

atalog erarbeitet, in dem unter

Berücksichtigung des Zehn−Punkte−
Plans Kriterien in Form von Rah−

menvorgaben enthalten sind, die
für zukünftige Transporte zu erfül−
len sind. Dieser wurde im Juni 1999
vom Fachausschuss Brennstoffkreis−
lauf des Länderausschusses Atom−

kernenergie, einem Bund−Länder−
Gremium, abschließend beraten
und am 10. November 1999 vom
Länderausschuss für Atomkernener−
gie

−
Hauptausschuss − verabschie−

det. Das Bundesumweltministerium
hat daraufhin mit Schreiben vom
24. Januar 2000 die atomrechtli−
chen Behörden gebeten dafür Sorge
zu tragen, dass die in dem Katalog
enthaltenen Kriterien erfüllt wer−
den.
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Im Folgenden wird der Status
der Abarbeitung des Zehn−Punkte−
Plans dargestellt.

1. Punkt:
Die Gesellschaft für Anlagen− und
Reaktorsicherheit (GRS) mbH
wurde beauftragt, den techni−
schen Sachverhalt zu untersu−
chen und schnellstinöglich eine
erste Zwischenbilanz vorzulegen.
Sie soll die konkreten und dem

Bundesumweltministerium seit
dem 24. April 1998 bekannten
Vorkommnisse rückhaltlos auf−
klären.

Status:

Der Punkt wurde mit Abgabe der
?Gutachterlichen Stellungnahme zu
aufgetretenen Kontaminationsüber−

schreitungen bei der Beförderung
von Behältern mit abgebrannten
Brennelementen aus deutschen
Kernkraftwerken (11. September
1998)?, die die GRS im Auftrag des

Eisenbahnbundesamtes (EBA) anfer−
tigte, abgearbeitet. Das Gutachten :

kam zu folgendem Ergebnis:

Die beobachteten Kontaminatio−
nen an der Oberfläche von Trans−
portbehältern für abgebrannte Bren−
nelemente und an der Bodenwanne
der Transportwaggons haben ihre
Ursache in der Beladung der Trans−
portbehälter in den Brennelementla−
debecken der Kernkraftwerke oder
der Entladung in der Wiederaufar−
beitungsanlage. Im Kühlkreislauf
und im Abklingbecken von Kern−
kraftwerken befindet sich Radioakti−
vität sowohl in gelöster Form als
auch an aus Korrosion und Abrieb
herrührenden Partikeln. Diese kön−
nen sich in Poren, Verbindungsspal−
ten und Hohlräume einnisten und
sich während des Transports ablö−

sen. Die Analyse aller vorliegenden
Transportdaten hat gezeigt, dass
sich die häufigsten und in ihrer

flächenbezogenen Aktivität höch−
sten Kontaminationen bei Transpor−
ten mit beladenen Behältern zur CO−
GEMA ergaben. Bei entsprechenden
Transporten zu BNEL trat im Ver−

gleichszeitraum nur eine Kontami−
nation am Behälter und keine Kon−
tamination am Waggon auf. Die
Häufung ist eindeutig auf den bei
Transporten zur COGEMA eingesetz−
ten Behältertyp zurückzuführen.

Da der Stachelbereich dieses
Behältertyps einen zuverlässig wir−
kenden Kontaminationsschutz

benötigt, am Behälter aber noch
andere Problembereiche, wie mit
Silikon verfüllte Fugen und Schrau−
benlöcher vorhanden sind, sind in
Zukunft prophylaktischweiterge−
hende Maßnahmen als bisher zu er−
greifen. Für die Transportbehälter,
die zur BNFL gehen, und die deut−
schen Transport− und Lagerbehälter
vom Typ CASTOR, die in ein Zwi−
schenlager (Gorleben oder Ahaus)
gehen, sind technische Maßnah−
men bereits im Einsatz, die den
Behälter weitgehend vor einem
Kontakt mit Beckenwasser schüt−
zen. Für die Behälter mit Kühlsta−
chelzone wird der Einsatz eines zu−
sätzlichen Kontaminationsschutzes
aus Plastikgewebe für den Gesamt−
behälter bzw. Verwendung von er−
gänzenden Kappen für den oberen
und unteren Behälterbereich außer−
halb des metallischen Kontaminati−
onsschutzes von der GRS empfoh−
len.

Die GRS hält dieses System für
technisch realisierbar, empfiehlt al−
lerdings eine Demonstration dieses
verbesserten Systems vor Wieder−
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aufnahme der Transporte (hierzu 7.

Punkt).

2. Punkt:
Die Prüfung der Einhaltung der

Grenzwerte durch entsprechende
Messkontrollen ist Aufgabe der
L.änder−Aufsichtsbehörden und

des Eisenbahnbundesanmntes.

Sollte der GRS−Bericht zu dem Er−

gebnis kommen, dass es etwa De−

fizite bei der Durchführung der

geltenden Kontrollmessungen

gibt, müssen Konsequenzen gezo−

gen werden.

Status:

Der Punkt ist abgearbeitet. Eben−

falls im Auftrag des EBA haben

}/Öko−Institut alle Vorschläge der
EVU zur Verhinderung von Konta−

minationsüberschreitungen gutach−
terlich überprüft und, falls notwen−

dig, Empfehlungen zur Verbesse−

rung der Maßnahmen ausgespro−
chen.

Es sind drei Gutachten erstellt

worden:

© Gutachten zu innerdeutschen
Brennelementtransporten in

deutsche Zwischenlager (10. Mai

1999)
© Gutachten zur Beförderung von

verglasten hochradioaktiven Ab−

fällen (24. Juni 1999)

@:
achten zur Beförderung ab−

gebrannter Brennelemente in

die Wiederaufarbeitungsanla−

gen (22. November 1999).

Bestandteil dieser Gutachten ist

u.a. auch die Festlegung des Mess−
netzes um den Behälter (Messorte,
Messdichte, Messverfahren) und die

erforderlichen Maßnahmen zur

Überprüfung der Messungen in so−

genannten Ablaufplänen.

Der Länderausschuss für Atom−

kernenergie
− Fachausschuss Brenn−

stoffkreislauf − hat sich mehrfach

detailliert mit den Gutachten,

einschließlich der darin enthalte−

nen Empfehlungen auseinanderge−
setzt, abschließend in seinen Sitzun−

gen am 4./5. April 2000 und 3. Mai

2000. Der Fachausschuss, dem die

Aufsichtsbehörden der Länder, das

EBA und das BfS angehören, sieht

das vorgesehene Messnetz als ein

ausreichendes Instrument an, um

Kontaminationen zu erkennen.

3. Punkt:
Bei den Meldewegen müssen die

aufgetretenen Mängel beseitigt
werden. Es muss sicher sein, dass

bei Transporten Kontaminatio−

nen, wo und wann auch immer

sie auftreten und gemessen Wer−

den, allen zuständigen Behörden

mitgeteilt werden. Das Bundes−

umweltministerium weist das

Bundesamt für Strahlenschutz

deshalb an, künftig in allen Ge−

nehmigungen durch Auflagen si−

cherzustellen, dass entspre−
chende Rückmeldungen der En−

ergieversorgungsunternehmen
bzw. KKW−Betreiber an die deut−

schen Aufsichtsbehörden (l.änder−
behörden und Eisenbahnbundes−

an?t) erlolgen.

Status:

Der Punkt ist weitgehend abge−
arbeitet. Die Meldewege sind mit

Rundschreiben des Bundesumwelt−

ministeriums vom 24. Januar 2000

festgelegt. Es ist jedoch noch beab−

sichtigt die bisher mit Auflagen ein−

geführte Meldepflicht normativ zu

regeln.

Mit Schreiben vom 15. Juni 1998
hat das BMU das BfS aufgefordert,
in die Beförderungsgenehmigun−

gen eine Auflage aufzunehmen,
nach der Kontaminationsüber−

schreitungen den zuständigen
Behörden mitzuteilen sind. Das BfS

hat ab dem 16. Juni 1998 alle Ge−

nehmigungen nach 8 4 AtG mit

dieser Auflage versehen und am 26.

Juni 1998 nachträglich diese Auf−

lage für bereits erfüllte Genehmi−

gungen erlassen.

Mit Rundschreiben vom 24. Ja−
nuar 2000 an die für die Beförde−

rung zuständigen Behörden wer−

den Kriterien für die Meldeschwel−

len und Verfahren für die Melde−

wege mitgeteilt, die diese den An−

tragstellern bzw. Genehmigungsin−
habern auferlegen sollen.

Im Falle aktuell auftretender

Kontaminationsüberschreitungen
bei Transporten von und zu deut−
schen Anlagen erfolgt die zeitna−

heste Information der zuständigen
Behörden durch die Meldung, die

der Beförderer bzw. der Genehmi−

gungsinhaber der betroffenen An−

lage an diese abzugeben hat.

Der Informationsfluss zu einer

Datenbank des Bundes, die bei der

GRS eingerichtet ist, erfolgt entspre−
chend den in den verschiedenen
Gutachten vorgegebenen Verfah−

ren. Danach wird in den bilateralen

Verträgen zwischen den deutschen

Anlagen und den Wiederaufarbei−
tern der Rücklauf der ausgefüllten

Transportdokumentation vom Emp−

fänger zum Absender und zum Be−
förderer verbindlich geregelt. Die−

ser Rücklauf soll innerhalb von

zwei Wochen erfolgen. Die Daten

der Transportdokumentation wer−
den nach Rücklauf der Transport−
dokumente von den deutschen An−

lagen lokal für das von den deut−

schen Betreibern eingerichtete und

betriebene TKI−System (Transport
Kontroll− und Informationssystem)
erfasst und danach mit der TKI−Zen−

tralstelle bei der GNS ausgetauscht.
Von dort erfolgt die Überstellung
der Daten an die im Auftrag des

Bundesumweltministeriums bei der

GRS geführte Datenbank. Diese da−

tenbankführende Stelle des Bundes−

umweltministeriums kann jederzeit

ad−hoc−Anfragen zu durchgeführten

Transporten an die deutschen Be−

treiber richten und Auszüge aus

Transportdokumentationen verlan−

gen.

Die datenbankführende Stelle

des Bundesumweltministeriums

wird die Datenüberstellung abhän−

gig von den vorliegenden Erfahrun−

gen abrufen, indem die Übertra−

gung anfänglich nach Wiederauf−

nahme der Transporte oder später
im Fall auftretender Kontaminati−

onsereignisse häufig (z.B. nach

jedem Transport), bei routinemäßig
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kontaminationsfreiem Transport in

angemessenen Intervallen (z.B.
nach einer Kampagne) abgerufen
wird. Sie wird den vorliegenden Da−
tenbestand ständig auswerten und
nach Erfahrungslage oder auf
Grund aktueller Anfragen erforder−
lichenfalls zusätzliche Informatio−

nen einholen. Die datenbank−

führende Stelle kann Anfragen auf
der Basis dieses Informationsstan−
des beantworten.

Die datenbankführende Stelle
des Bundesumweltministeriums
wird regelmäßig Berichte über die

Auswertung der Daten erstellen.
Die Fristen werden nach dem Erfah−

rungsstand bemessen. Bei routi−

nemäßig kontaminationsfreier Be−

förderung werden halbjährliche Be−
richte als ausreichend angesehen.
Bei auftretenden Kontaminations−

überschreitungen wird die daten−
bankführende Stelle unverzüglich
dem BMU berichten.

Die Berichte der GRS werden
den Ländern routinemäßig zur Ver−

fügung gestellt. Darüber hinaus
können die Länder jederzeit Infor−

mationen bei der GRS über den

BMU abfragen.

Hinsichtlich der unmittelbaren

Meldung über gegebenenfalls auf−

getretene Überschreitungen der

@*ontaminationsgrenzwerte bei
grenzüberschreitenden Transporten
von Brennelementtransportbehäl−
tern zwischen deutschen und aus−
ländischen Anlagen sind die Ver−
antwortlichkeiten und die einzuhal−

tenden Fristen in den zwischen den
deutschen Betreibern und den Wie−

deraufarbeitungsanlagen abzu−
schließenden Verträgen geregelt,
deren Inhalt Gegenstand der Begut−
achtung gewesen ist. Danach sind

bei Kontaminationsüberschreitun−

gen Kopien der betreffenden Mess−

protokolle spätestens innerhalb 24
Stunden (Cogema) bzw. innerhalb

eines Arbeitstages (BNFL) vom Emp−
fänger dem Absender und dem Be−
förderer zuzusenden. Der Empfän−
ger, der Absender und der Beförde−
rer sind für die Meldung an die für
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sie jeweils zuständigen nationalen
Behörden verantwortlich.

Das BMU beabsichtigt die Ver−

pflichtung zu diesen Meldungen
auf der Grundlage und Feststellun−

gen des Fachausschusses Brennstoff−
kreislauf in seiner Sitzung vom 12.

Juli 2000 noch in diesem Jahr
rechtsförmlich zu regeln.

4. Punkt:
Auf dem morgigen! deutsch−

französischen Umweltrat wird

sich das Bundesumweltininiste−

rium für eine vertiefte Zusam−

menarbeit iim Bereich des Infor−

mationsaustausches einsetzen. Es

geht vor allem darum, dass die

zuständigen französischen Behör−

den die deutschen Aufsichts− s

behörden informieren, sobald

auf französischem Hoheitsgebiet
erhöhte Kontaminationen an

deutschen Brennelementtrans−

porten festgestellt werden. Einen

entsprechenden Vorschlag soll

eine gemeinsame deutsch−franzö−

sische Arbeitsgruppe vorlegen,
die ihre Arbeiten in Kürze auf−

nehmen wird. Eine vergleichbare
Zusammenarbeit wird auch mit

Großbritannien angestrebt.

Status:

Der Punkt ist abgearbeitet. Auf
Initiative des Bundesumweltminis−
teriums war auf Behördenebene

eine Arbeitsgruppe eingerichtet
worden, der neben Frankreich,
Großbritannien und Deutschland

auch die Schweiz angehört. Die
Behörden dieser vier Länder haben
ein gemeinsames Vorgehen zur Be−

hebung des Kontaminationspro−
blems vereinbart, das in einem Be−

richt dieser Arbeitsgruppe (Trans−
port Regulators Group) vom 24. Ok−

tober 1998 festgehalten ist.

Darüber hinaus gibt es auf
Behördenebene eine Absprache
zwischen Deutschland, Frankreich,
Großbritannien und der Schweiz,
auf jährlicher Basis Daten über alle

Transporte auszutauschen, auch die

lediglich im jeweiligen nationalen

1) Gemeint ist der 26. Mai 1998

Bereich durchgeführten. Diese Ab−

sprache ist in den Protokollen der

’Transport Reqgulators Group! festge−
legt. Es ist vorgesehen, über die
Daten nach Wiederaufnahme der

Transporte in allen beteiligten Län−
dern in Abstimmung mit den betei−

ligten nationalen Behörden jährli−
che Berichte mit statistischen Aus−

wertungen zu erstellen. Diese Auf−

gabe ist einvernehmlich der GRS

zugewiesen worden.

5. Punkt:
Mit Blick auf die Transportbereit−

stellung sind die für die Aufsicht
über die Kernkraftwerke zustän−

digen Länder durch das Bundes−

umweltministerium aufgefor−
dert, kurzfristig eine Überprü−
fung der inneren Organisations−
struktur in den Kernkraftwerken

selbst zu veranlassen. Hierfür

wird das Bundesumweltministe−

rium mit den Ländern auf hoch−

rangiger Ebene Gespräche
führen. Es darf nicht sein, dass
die Fachebene der EVU von den

konkreten Grenzwertüberschrei−

tungen der Brennelementtrans−

porte wusste, diese Kenntnisse

aber nicht an die Betriebsleitung

weitergegeben hat. Deshalb muss

der Nachweis geführt werden,
dass sich die aufgetretenen Un−

zulänglichkeiten nicht wiederho−

len können.

Status:

Der Punkt ist abgearbeitet. Die
Betreiber haben sich bereits seit
Herbst 1998 um eine Bündelung
der Verantwortung bei den Kraft−
werken für den Empfang und die

Absendung der Behälter Gedanken

gemacht, die dahin ausgingen, dass
ein sogenannter Nukleartransport−

beauftragter vorgeschlagen wurde,
der in den Anlagen für die o. g.
Vorgänge verantwortlich ist.

Nach Diskussion mit den Landes−

behörden u. a. Fachausschuss

Brennstoffkreislauf des Länderaus−

schusses für Atomkernenergie
wurde vereinbart, diesen Nu−

kleartransportbeauftragten nicht
als zusätzlichen Beauftragten zu



r

schaffen, sondern die ihm zugeord−
neten Verantwortlichkeiten in Per−
sonalunion jemandem zu übertra−
gen, der bereits auf anderen Gebie−
ten als Verantwortlicher bestellt ist.

Eine entsprechende Forderung
ist im Kriterium 5 des vom Bundes−
umweltministerium entworfenen
und vom Länderausschuss für Atom−
kernenergie

−
Hauptausschuss − am

10. November 1999 verabschiedeten

Kriterienkataloges enthalten, der
mit Schreiben vom 24. Januar 2000
den atomrechtlichen Landesbehör−
den zur Anwendung übergeben
wurde. Danach muss der Nuklearbe−
auftragte eine Person sein, die zum
Kreis der verantwortlichen Personen

©

nach 8 7 Abs. 2 AtG gehört.

Mit Zustimmung der Aufsichts−
behörden der Länder sind in den
Kraftwerken mit den Aufgaben des

Nukleartransportbeauftragten ent−
weder die

Strahlenschutzbeauftrag−
ten oder die Abteilungsleiter Über−

wachung zusätzlich betraut wor−
den.

6. Punkt:
Die Aufgaben− und Verantwor−

tungsstruktur des Transportsys−
te?ns muss verändert werden. Das

Bundesumweltministerium hat
die deutschen EVU aufgefordert,
unverzüglich ein belastbares
eues Organisationskonzept vor−

regen. Erforderlich sind klare
Strukturen mit klaren Aufgaben−
zuweisungen. Hierzu gehört eine

eindeutige Trennung der Verant−

wortung zwischen den ab−
sendenden KKW, dem Beförderer
und dem Empfänger. Ferner ist
zu gewährleisten, dass künftig
für die Durchführung des Trans−
ports nicht mehr mehrere Unter−
nehmen nebeneinander zustän−
dig sind, sondern nur einer die

mäßgebliche Verantwortung
trägt.

Status:

Der Punkt ist abgearbeitet. Die
EVU haben eine Wirtschaftsprü−
fungsgesellschaft (C & L Deutsche
Revision) beauftragt einen Vor−
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schlag für eine neue Aufgaben− und

Verantwortungsstruktur zu erarbei−
ten. C & L hat ein Modell vorge−
schlagen, in dem einerseits eine

Trennung der Verantwortung zwi−
schen den absendenden AKW, dem
Beförderer und dem Empfänger
und andererseits eine Bündelung
der Verantwortung für die Beförde−
rung vorgesehen ist. In einer Be−

sprechung mit Vertretern der EVU
und Bundesumweltministerium am
3. März 1999 ist dieses Modell dis−

kutiert und vom Bundesumweltmi−
nisterium akzeptiert worden.

Danach ist folgende Struktur als

Transportsystem eingerichtet wor−
den: Genehmigungsinhaber für die

Beförderung ist NCS, die neben den
atomrechtlich notwendigen auch
die speditionellen Tätigkeiten wahr−
nimmt; die Beförderung selbst wird
von der DB Cargo im Auftrag der
NCS durchgeführt. Die Interessen
der Wiederaufarbeiter werden von
der Fa. Acta, einer Tochter von CO−
GEMA und BNFL, wahrgenommen,
die in den AKW kontrollierend bei
der Abfertigung der Transport−
behälter tätig wird.

7. Punkt:
Neben organisatorischen Verbes−

serungen sind auch weitere tech−
nische Maßnahmen erforderlich,
damit es nicht mehr Zu einer

Uberschreitung der zulässigen
Grenzwerte kommen kann. Die
bisher von den EVU hierzu VOTGC−
legten Vorschläge reichen nicht
aus. Das Bundesumweltininiste−
um fordert die EVU auf, weiter−
gehendere Verbesserungsvor−
schläge zu unterbreiten.

Status:

Der Punkt ist abgearbeitet. Auf

Veranlassung des Bundesumweltmi−
nisteriums in Abstimmung mit dem
Bundesministerium für Verkehr,
Bau− und Wohnungswesen
(BMVBW) hat das Eisenbahn−Bun−
desamt (EBA) die Gesellschaft für
Anlagen− und Reaktorsicherheit

’

(GRS mbH) zusammen mit dem
Öko−Institut neben den bereits
unter Punkt 2. erwähnten organisa−

torischen Maßnahmen auch mit
der Begutachtung der von den

Kraftwerksbetreibern beabsichtig−
ten technischen Maßnahmen zur

Verhinderung des Auftretens un−

zulässiger Kontaminationen bei

Transporten von Brennelementen
und Glaskokillen beauftragt.

Als wesentliche technische Maß−
nahmen wurden von den Betrei−
bern einerseits verbesserte Reini−

gungsmethoden und andererseits

Schutzmethoden, durch die der
Kontakt der Behälteroberfläche mit
dem Beckenwasser weitgehend ver−
hindert wird (Kontaminations−

schutzhemd), vorgeschlagen. Die
Gutachter haben sich z. T. durch

praktische Vorführungen von der
Wirksamkeit der technischen Maß−
nahmen überzeugt.

Eine entsprechende positive Be−

wertung der technischen Maßnah−
men findet sich in den drei unter
Punkt 2. zitierten Gutachten. In den
Gutachten sind zusätzliche Empfeh−
lungen der Gutachter zur weiteren

Verbesserung der Maßnahmen ent−
halten, denen die Betreiber mit ent−
sprechenden Vorschlägen zu ihrer
Erfüllung gefolgt sind.

Der Fachausschuss Brennstoff−
kreislauf hat sich mit den Gutach−

tensergebnissen, einschließlich der

Abarbeitung der Gutachterempfeh−
lungen durch die Betreiber, in meh−
reren Sitzungen auseinander ge−
setzt.

Der Hauptausschuss des Länder−
ausschusses für Atomkernenergie
hat ebenfalls auf Basis von Vorlagen |
des Fachausschusses mehrfach diese
Thematik erörtert, abschließend in
seiner Sitzung am 10./11. November
1999. Einen Auftrag−des Hauptaus−
schusses aus dieser Sitzung hat der
Fachausschuss Brennstoffkreislauf
am 30. November 1999 abgearbei−
tet, indem er Masterablaufpläne,
Prüfverfahren und Messvorschriften
nochmals einer eingehenden Über−
Prüfung unterzog.
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Damit sind die das Kontamina−

tionsproblem betreffenden Voraus−

setzungen zur Erteilung von Beför−

derungsgenehmigungen gegeben.

8. Punkt:
Alle seit 1995 in Deutschland vor−

genommenen Messungen von

Prennelementtransporten durch

das Eisenbahnbundesamt werden

der Öffentlichkeit zugänglich ge−
macht und ausgewertet. Ferner

werden die Landesaufsichts−

behörden gebeten, ebenfalls ihre

Messprotokolle zum Zwecke der

Veröffentlichung zur Verfügung
zu stellen.

Status!

Der Punkt ist abgearbeitet. In

Fachgesprächen zwischen Bundes−

umweltministerium und EBA wurde

vereinbart, dass von der GRS im Zu−

sammenhang mit dem im 1. Punkt

genannten Gutachten vom 11. Sep−
tember 1998 zu den Kontrollmes−

sungen des EBA Stellung genom−
men und als Muster ein Prüfproto−
koll veröffentlicht wird. Sofern von

Dritten Bedarf besteht, in die Prüf−

protokolle Einsicht zu nehmen,
können diese beim EBA eingesehen
werden. Gleiches gilt für die Lan−

desaufsichtsbehörde.

9. Punkt:
Das Bundesumweltministerium

hat das Eisenbahnbundesamt ge−
beten zu prüfen, ob rechtliche

Schritte gegen Verantwortliche

einzuleiten sind.

Status:

Der Punkt ist abgearbeitet. Mit

Schreiben vom 24.06.98 − Pr. 1310

Bog 91/98
− an das Bundesministe−

rium für Verkehr (BMV) mit Ab−

druck an Bundesumweltministe−

rium hat das EBA festgestellt, dass

nach Untersuchung der Angelegen−
heit ein Ordnungswidrigkeitentat−
bestand nicht vorliegt.

Auf Grund von Anhaltspunkten,
aus denen sich ein strafbares Frei−

setzen von ionisierenden Strahlen

und ein unerlaubter Umgang mit

radioaktiven Stoffen gem. $ 311d

und 328 StGB ergibt, hat das EBA

die entsprechenden Unterlagen an

die Staatsanwaltschaft abgegeben.
Die eingeleiteten Ermittlungsver−
fahren sind zwischenzeitlich einge−
stellt worden, weil sich der An−

fangsverdacht nicht bestätigt hat.

10. Punkt:

Solange die Ursache des konkret

festgestellten Konta?ninations−

Impressum

problems nicht vollständig ge−
klärt ist und solange das mit

Frankreich, Großbritannien und

den Energieversorgungsunter−
nehmen in Deutschland festzule−

gende Informationssystem nicht

eingeführt und funktionstüchtig
ist, gilt der vom Bundesumwelt−

ministerium verhängte Stopp von

Transporten bestrahlter Brenn−

elemente ins Ausland und im In−

land fort.

Status:

Der vom Bundesumweltministe−

rium verhängte Stopp von Trans−
porten hat sich durch die Abarbei−

tung der obigen Punkte Schritt für

Schritt erledigt. Da alle für die Wie−

deraufnahme der Transporte not−

wendigen technischen Maßnahmen

getroffen und als wirksam beurteilt

worden sind, hat das BfS am 25. Ja−
nuar 2000 die ersten Genehmigun−

gen für Transporte nach Ahaus er−

teilt. Wann von diesen Genehmi−

gungen Gebrauch gemacht wird,
muss zwischen Genehmigungsinha−
ber und den Innenbehörden der

Länder vereinbart werden.
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